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Eine unerwünschte Lösung der ganzen Frage wäre, vom schweizerischen Standpunkte aus, der 
Anschluss des Vorarlbergs an Deutschland — mit oder ohne Österreich. Das ist — neben warmer 
Freundschaft und Sympathie — der Hauptgrund, warum sich das Schweizervolk um die V orarl­
bergerfrage interessiert. Dass die Schweiz alles aufbietet, um eine solche W endung zu verhindern, 
ist natürlich, immer vorausgesetzt, dass sie damit gemäss dem Willen der Vorarlberger handelt.

Die aufrichtige Freundschaft der Schweiz bleibt den Vorarlbergern unter allen Umständen 
gesichert. Die Schweiz legt durchaus kein entscheidendes Gewicht auf wirtschaftliche Vorteile, auf 
Vergrösserung ihres Gebietes oder ihres Einflusses. Wir wollen vor allem den freien Willen des 
braven Vorarlberger Volkes achten und geachtet wissen; diesen Standpunkt werden wir trotz 
allem selbst dann nicht verlassen, wenn die Vorarlberger aus irgend einem Grunde sich für 
Deutschland und nicht für die Schweiz entschliessen, was allerdings kaum denkbar erscheint.

Diese Bemerkungen waren notwendig, weil die Erklärungen des Bundesrates4 vielfach falsch 
verstanden wurden.

Im übrigen wird die Schweiz unter allen Umständen und ganz unabhängig von der politischen 
Seite der Vorarlbergerfrage fortfahren, dem Vorarlbergervolk zu helfen, namentlich hinsichtlich 
seiner Versorgung mit Nahrungsmitteln und Bedarfssachen. Das ist jetzt die Hauptsache. Die 
Schweiz will jetzt ihre Sympathie durch die Tat beweisen und das Freundschaftsband für alle Zei­
ten fest und unauflöslich knüpfen.

4. Cf. n° 157.
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Le Chef du Département de l ’Economie publique, E. Schulthess, 
au Chef du Département politique, F. Calonder

Copie
L  95/B . Holländische Reklamationen 
betreffend unser Abkommen mit
Belgien.1 Bern, 14. November 1919

Unter Bezugnahme auf Ihre Schreiben vom 17. Oktober und 1. November 
betreffend die durch die hiesige holländische Gesandtschaft wegen unserm 
Abkommen mit Belgien vorgebrachten Beschwerden2 beehren wir uns, Ihnen 
folgendes mitzuteilen:

Wie Ihnen bekannt ist, zwingt uns der ungünstige Stand unserer Kohlenver­
sorgung, alles daran zu setzen, uns belgische Kohlen zu verschaffen. Die Kohlen­
qualitäten, die wir aus Belgien beziehen, sind uns namentlich für die Versorgung 
mit Hausbrandkohlen ganz unentbehrlich. Dazu kommt, dass die belgischen 
Kohlen uns zu verhältnismässig billigen Preisen geliefert werden.

Eine Bestimmung im Sinne von Art. 2 des Abkommens mit Belgien war leider 
nicht zu umgehen. Wir begreifen, dass der holländischen Regierung, welche den

1. Sur la même question, cf. aussi nos. 413, 1 77.
2. Non reproduites, cf. E 2001 (B) 1/93. Le Ministre hollandais à Berne, F.G. van Panhuys 
intervint le 17 octobre verbalement auprès du Ministre Lardy. De plus, la Légation des Pays-Bas 
à Berne exigea dans un aide-mémoire du 31 octobre [.../q u e  l’arrangement susvisé ne sera renou­
velé sous aucune condition après le 31 décembre prochain / . . . / (E  2001 (B) 1/93).
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Verkehr nach Möglichkeit über den Hafen von Rotterdam zu leiten wünscht, 
diese Vereinbarung unangenehm ist. Die Befürchtungen Hollands gehen indes­
sen offenbar zu weit und der Vorwurf, durch die Abmachung mit Belgien werde 
der schweizerische-holländische Handelsvertrag verletzt, erscheint uns vollkom­
men ungerechtfertigt. Art. 23 des Abkommens mit Belgien ist ja so gefasst, dass 
er uns zur Bevorzugung — nicht etwa ausschliesslichen Benützung — des Hafens 
von Antwerpen für unsere Kohlentransporte nur dann verpflichtet, wenn dieser 
Hafen sowohl was die Kosten als was die Schnelligkeit des Transportes anbetrifft, 
grössere Vorteile bietet als die Konkurrenzhäfen, d.h. im konkreten Fall Rotter­
dam. Eine solche Abmachung, deren Inhalt eigentlich fast eine Selbstverständ­
lichkeit ist, kann doch nicht als eine dem Handelsvertrag widersprechende 
Bevorzugung eines dritten Staates aufgefasst werden. Bei Berücksichtigung 
unserer Zwangslage in bezug auf die Kohlenversorgung kann auch von einer 
Unfreundlichkeit gegenüber Holland keine Rede sein.

Wir halten den Grundsatz, die Konkurrenz unter den verschiedenen Häfen 
auszunützen und denjenigen Häfen den Vorzug zu geben, welche uns hinsicht­
lich Auslademöglichkeit, Abtransport etc. am besten dienen, nach wie vor auf­
recht. Es besteht also keine Gefahr, dass wir den Hafen von Rotterdam zugun­
sten von Antwerpen vernachlässigen, solange Rotterdam konkurrenzfähig 
bleibt. Wir müssen in unserm eigenen Interesse vermeiden, uns an einen 
bestimmten Hafen zu binden. Dies schliesst natürlich nicht aus, dass wir mit dem 
einen oder ändern Staate Vereinbarungen treffen, die auf eine Erleichterung und 
Verbilligung des Verkehrs abzielen. Wir möchten indessen hervorheben, dass 
unser Verkehr über Rotterdam bis jetzt ganz wesentlich grösser gewesen ist als 
der Verkehr über Antwerpen, weil eben die Transportbedingungen ab Rotter­
dam günstigere waren. Der Art. 2 des Abkommens mit Belgien hat daher bis jetzt 
gar keine praktische Bedeutung erlangt. Auf diesen Umstand wird bei der Beant­
wortung des Aide-Mémoire der holländischen Gesandtschaft besonderes 
Gewicht zu legen sein.

Darüber, ob das Abkommen mit Belgien erneuert werden wird oder nicht, 
können wir uns heute noch nicht aussprechen. Es hängt dies von der weitern Ent­
wicklung der Verhältnisse, namentlich in Bezug auf die Kohlenversorgung, ab. 
Auf jeden Fall müssen wir uns auch in dieser Hinsicht volle Freiheit des Handelns 
Vorbehalten. Dagegen werden wir dem Wunsche der holländischen Regierung, 
in jedem einzelnen Falle zu prüfen, ob nicht der Transport über Rotterdam sich 
günstiger gestaltet als über Antwerpen, natürlich gerne entsprechen. Wir haben, 
wie bereits bemerkt, schon bisher stets in diesem Sinne gehandelt.

Wir bitten Sie, auf Grund der vorstehenden Ausführungen Herrn Panhuys die 
nötigen Aufklärungen und beruhigenden Zusicherungen zu geben.4

3. Pour la teneur de cet article, cf. n° 177.
4. Une réponse à la Légation des Pays-Bas à Berne a été préparée par le M inistre Lardy, mais le 
Conseiller fédéral Calonder décida le 18 novem bre de ne pas l ’envoyer; cf. E 2001 (B) 1 /93 .
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